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RESOLUTION 63/182

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 127 Stimmen ohne Ge-
genstimme bei 58 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/63/430/Add.2, Ziff. 182)303:

Dafür: Afghanistan, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Anti-
gua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthi-
opien, Australien, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan,
Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgari-
en, Burundi, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Domini-
ca, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jordani-
en, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan,
Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Leso-
tho, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malediven, Mali,
Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien
(Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Montenegro, Mo-
sambik, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen,
Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philip-
pinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumä-
nien, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Schweden,
Schweiz, Serbien, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spa-
nien, Südafrika, Suriname, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste,
Togo, Tonga, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Ukra-
ine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivari-
sche Republik), Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nord-
irland, Zypern.

Dagegen: Keine.

Uganda, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zentralafrikani-
sche Republik.

63/182. Außergerichtliche, summarische oder
willkürliche Hinrichtungen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte304, die das Recht auf Leben, Freiheit und Sicher-
heit der Person verbürgt, die einschlägigen Bestimmungen des
Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rech-
te305 und andere einschlägige Menschenrechtsübereinkünfte,

in Bekräftigung des in Resolution 8/3 des Menschen-
rechtsrats vom 18. Juni 2008306 festgelegten Mandats des Son-
derberichterstatters des Rates über außergerichtliche, summa-
rische oder willkürliche Hinrichtungen,

unter Begrüßung der universellen Ratifikation der Genfer
Abkommen vom 12. August 1949307, die zusammen mit dem
Recht der Menschenrechte einen wichtigen Rahmen für die
Rechenschaftspflicht in Bezug auf außergerichtliche, summa-
rische oder willkürliche Hinrichtungen während eines be-
waffneten Konflikts bilden,

eingedenk aller ihrer Resolutionen zum Thema der außer-
gerichtlichen, summarischen oder willkürlichen Hinrichtun-
gen sowie der Resolutionen der Menschenrechtskommission
und des Menschenrechtsrats zu diesem Thema,

mit tiefer Besorgnis feststellend, dass die Straflosigkeit
nach wie vor eine Hauptursache für die Perpetuierung von Ver-
letzungen der Menschenrechte, namentlich von außergericht-
lichen, summarischen oder willkürlichen Hinrichtungen, ist,

in der Erkenntnis, dass die internationalen Menschen-
rechtsnormen und das humanitäre Völkerrecht einander er-
gänzen und sich gegenseitig verstärken,

mit tiefer Besorgnis Kenntnis nehmend von der wachsen-
den Zahl der in Situationen bewaffneten Konflikts und inter-
ner Auseinandersetzungen getöteten Zivilpersonen und außer
Gefecht befindlichen Personen,

anerkennend, dass außergerichtliche, summarische oder
willkürliche Hinrichtungen unter bestimmten Umständen Völ-
kermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder Kriegs-
verbrechen entsprechend der völkerrechtlichen Definition, na-
mentlich im Römischen Statut des Internationalen Strafge-
richtshofs308, darstellen können, und in dieser Hinsicht daran

303 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
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erinnernd, dass gemäß Resolution 60/1 der Generalversamm-
lung vom 16. September 2005 jeder einzelne Staat die Verant-
wortung für den Schutz seiner Bevölkerung vor solchen Ver-
brechen hat,

überzeugt von der Notwendigkeit wirksamer Maßnah-
men zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung der ab-
scheulichen Praxis außergerichtlicher, summarischer oder
willkürlicher Hinrichtungen, die flagrante Verletzungen der
Menschenrechte, insbesondere des Rechts auf Leben, dar-
stellen,

1. verurteilt erneut auf das entschiedenste alle außer-
gerichtlichen, summarischen oder willkürlichen Hinrichtun-
gen, die in der ganzen Welt nach wie vor vorkommen;

2. verlangt, dass alle Staaten dafür Sorge tragen, dass
der Praxis außergerichtlicher, summarischer oder willkürli-
cher Hinrichtungen ein Ende gesetzt wird, und dass sie wirk-
same Maßnahmen zur Verhütung, Bekämpfung und Beseiti-
gung aller Formen und Ausprägungen des Phänomens ergrei-
fen;

3. erklärt erneut, dass alle Staaten gehalten sind, alle
Fälle, in denen der Verdacht besteht, dass außergerichtliche,
summarische oder willkürliche Hinrichtungen stattgefunden
haben, umfassend und unparteiisch zu untersuchen, die Ver-
antwortlichen ausfindig zu machen und vor Gericht zu stel-
len, wobei das Recht einer jeden Person auf ein faires und öf-
fentliches Verfahren vor einem zuständigen, unabhängigen,
unparteiischen und auf dem Gesetz beruhenden Gericht zu
gewährleisten ist, den Opfern oder ihren Familien in einem
vertretbaren Zeitraum angemessene Entschädigung zukom-
men zu lassen und alle erforderlichen Maßnahmen, nament-
lich rechtliche und gerichtliche Maßnahmen, zu ergreifen, um
der Straflosigkeit ein Ende zu setzen und das neuerliche Vor-
kommen solcher Hinrichtungen zu verhindern, wie in den
Grundsätzen für die wirksame Verhütung und Untersuchung
von außergesetzlichen, willkürlichen und summarischen Hin-
richtungen309 empfohlen;

4. fordert die Regierungen auf und bittet die zwischen-
staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, ihre Auf-
merksamkeit verstärkt auf die Arbeit der auf nationaler Ebene
tätigen Kommissionen zur Untersuchung außergerichtlicher,
summarischer oder willkürlicher Hinrichtungen zu richten,
um sicherzustellen, dass diese Kommissionen wirksam zur
Rechenschaftspflicht und zur Bekämpfung der Straflosigkeit
beitragen;

5. fordert alle Staaten auf, zur Verhütung außergericht-
licher, summarischer und willkürlicher Hinrichtungen ihren
Verpflichtungen nach den einschlägigen Bestimmungen der
internationalen Menschenrechtsübereinkünfte nachzukom-
men, und fordert ferner die Staaten, in denen die Todesstrafe
noch nicht abgeschafft ist, auf, insbesondere die Bestimmun-
gen in den Artikeln 6, 14 und 15 des Internationalen Paktes
über bürgerliche und politische Rechte305 und den Artikeln 37

und 40 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes310 zu
beachten, eingedenk der in den Resolutionen des Wirtschafts-
und Sozialrats 1984/50 vom 25. Mai 1984 und 1989/64 vom
24. Mai 1989 genannten Schutzbestimmungen und Garantien
und unter Berücksichtigung der Empfehlungen des Sonderbe-
richterstatters des Menschenrechtsrats über außergerichtliche,
summarische oder willkürliche Hinrichtungen betreffend die
Notwendigkeit, grundlegende Verfahrensgarantien zu achten,
einschließlich des Rechts, um Begnadigung oder Umwand-
lung der Strafe zu bitten;

6. fordert alle Staaten nachdrücklich auf,

a) bei öffentlichen Demonstrationen, Gewalt im Inne-
ren oder zwischen Bevölkerungsgruppen, Unruhen, öffentli-
chem Notstand oder bewaffneten Konflikten alle erforderli-
chen und möglichen Maßnahmen im Einklang mit den inter-
nationalen Menschenrechtsnormen und dem humanitären
Völkerrecht zu ergreifen, um Verluste von Menschenleben zu
vermeiden, insbesondere von Kindern, sowie sicherzustellen,
dass Polizisten, Beamte der Strafverfolgungsbehörden, Ange-
hörige der Streitkräfte und andere im Namen oder mit aus-
drücklichem oder stillschweigendem Einverständnis des
Staates handelnde Kräfte Zurückhaltung üben und in Über-
einstimmung mit den internationalen Menschenrechtsnormen
und dem humanitären Völkerrecht, einschließlich der Grund-
sätze der Verhältnismäßigkeit und der Notwendigkeit, han-
deln, und in dieser Hinsicht sicherzustellen, dass sich Poli-
zisten und Beamte mit Polizeibefugnissen von dem Verhal-
tenskodex für Beamte mit Polizeibefugnissen311 und den
Grundprinzipien für die Anwendung von Gewalt und den Ge-
brauch von Schusswaffen durch Beamte mit Polizeibefugnis-
sen312 leiten lassen;

b) allen ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Personen
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tungen von Personen aus Diskriminierungsgründen, ein-
schließlich aufgrund der sexuellen Orientierung, sowie alle
anderen Fälle, in denen das Recht einer Person auf Leben ver-
letzt wurde, umgehend und gründlich zu untersuchen und die
Verantwortlichen auf nationaler oder gegebenenfalls auf in-
ternationaler Ebene vor ein zuständiges, unabhängiges und
unparteiisches Gericht zu bringe




